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[Erklärung des Redaktionskomitees 
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[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 1 vom 1. Juni 1848] 

Das Erscheinen der „Neuen Rheinischen Zeitung" war ursprünglich auf 
den ersten Juli festgesetzt. Die Arrangements mit den Korrespondenten etc. 
waren auf diesen Termin getroffen. 

Da jedoch bei dem erneuten frechen Auftreten der Reaktion deutsche 
Septembergesetze[6] in naher Aussicht stehen, so haben wir jeden freien Tag 
benutzen wollen und erscheinen schon mit dem ersten Juni. Unsre Leser 
werden es uns also nachsehen müssen, wenn wir in den ersten Tagen an 
Nachrichten und mannigfaltigen Korrespondenzen noch nicht das reich-
haltige Material liefern, wozu unsere ausgedehnten Verbindungen uns be-
fähigen. In wenig Tagen werden wir auch hierin allen Anforderungen genügen 
können. 

Redaktionskomitee: 

Karl Marx, Redakteur en Chef 

Heinrich Bürgers, 
Ernst Dronke, 
Friedrich Engels, 
Georg Weerth, 
Ferdinand W o l f f , 
Wilhelm Wolff 

Redakteure 



Die Frankfurter Versammlung 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 1 vom 1. Juni 1848] 

** Köln, 31. Mai. Seit vierzehn Tagen besitzt Deutschland eine konstitu-
ierende Nationalversammlung, hervorgegangen aus der Wahl des gesamten 
deutschen Volkes .[7] 

Das deutsche Volk hatte sich in den Straßen fast aller großen und kleinen 
Städte des Landes und speziell auf den Barrikaden von Wien und Berlin 
seine Souveränetät erobert. Es hatte diese Souveränetät in den Wahlen zur 
Nationalversammlung ausgeübt. 

Der erste Akt der Nationalversammlung mußte sein, diese Souveränetät 
des deutschen Volkes laut und öffentlich zu proklamieren. 

Ihr zweiter Akt mußte sein, die deutsche Verfassung auf Grundlage der 
Volkssouveränetät auszuarbeiten und aus dem faktisch bestehenden Zu-
stande Deutschlands alles zu entfernen, was dem Prinzip der Volkssouveräne-
tät widersprach. 

Während ihrer ganzen Session mußte sie die nötigen Maßregeln ergreifen, 
um alle Reaktionsversuche zu vereiteln, um den revolutionären Boden, auf 
dem sie steht, zu behaupten, um die Errungenschaft der Revolution, die 
Volkssouveränetät, vor allen Angriffen sicherzustellen. 

Die deutsche Nationalversammlung hat nun schon an ein Dutzend Sit-
zungen gehalten und hat von dem allen nichts getan. 

Dafür aber hat sie das Heil Deutschlands durch folgende Großtaten 
sichergestellt: 

Die Nationalversammlung erkannte, daß sie ein Reglement haben müsse, 
denn sie wußte, wo zwei oder drei Deutsche zusammen sind, da müssen sie 
ein Reglement haben, sonst entscheiden die Schemelbeine. Nun hatte ir-
gendein Schulmeister diesen Fall vorhergesehen und ein apartes Reglement 
für die hohe Versammlung entworfen. Man trägt auf provisorische Annahme 



dieses Exerzitiums an; die meisten Deputierten kennen es nicht, aber die 
Versammlung nimmt es ohne weiteres an, denn was wäre aus den Vertretern 
Deutschlands geworden ohne Reglement? Fiat reglementum partout et 
toujours I1 

Herr Raveaux aus Köln stellte einen ganz unverfänglichen Antrag wegen 
der Kollisionsfälle zwischen der Frankfurter und Berliner Versammlung/83 

Aber die Versammlung berät das definitive Reglement, und obwohl Raveaux' 
Antrag eilt, so eilt das Reglement doch noch mehr. Pereat mundus, fiat 
reglementum!2 Dennoch aber kann die Weisheit der gewählten Pfahlbürger^93 

sich nicht versagen, auch einiges über den Raveauxschen Antrag zu bemer-
ken, und allmählich, während man noch darüber spricht, ob das Reglement 
oder der Antrag vorgehen sollen, produzieren sich bereits an die zwei Dut-
zend Amendements zu diesem Antrage. Man unterhält sich hierüber, man 
spricht, man bleibt stecken, man lärmt, man vertrödelt die Zeit und vertagt 
die Abstimmung vom 19. auf den 22. Mai. Am 22. kommt die Sache wieder 
vor; es regnet neue Amendements, neue Abschweifungen, und nach langem 
Reden und mehrfachem Durcheinander beschließt man, die bereits auf die 
Tagesordnung gesetzte Frage an die Abteilungen zurückzuverweisen. Damit 
ist die Zeit glücklich herum, und die Herren Deputierten gehen essen. 

Am23. Mai zankt man sich erst über das Protokoll; dann nimmt man wieder 
zahllose Anträge in Empfang, und dann will man wieder zur Tagesordnung, 
nämlich zu dem vielgeliebten Reglement übergehen, als Zitz aus Mainz die 
Brutalitäten des preußischen Militärs und die despotischen Usurpationen des 
preußischen Kommandanten in Mainz3 zur Sprache bringt. Hier lag ein un-
bestrittener, ein gelungener Reaktionsversuch vor, ein Fall, der ganz speziell 
zur Kompetenz der Versammlung gehörte. Es galt, den übermütigen Sol-
daten zur Rechenschaft zu ziehen, der es wagte, Mainz fast unter den Augen 
der Nationalversammlung mit dem Bombardement zu bedrohen, es galt, die 
entwaffneten Mainzer in ihren eigenen Häusern vor den Gewalttaten einer 
ihnen aufgedrängten, einer gegen sie aufgehetzten Soldateska zu schützen. 
Aber Herr Bassermann, der badische Wassermann, erklärt das alles für Klei-
nigkeiten; man müsse Mainz seinem Schicksal überlassen, das Ganze gehe 
vor, hier sitze die Versammlung und berate im Interesse von ganz Deutsch-
land ein Reglement - in der Tat, was ist das Bombardement von Mainz da-
gegen? Pereat Moguntia, fiat reglementum!4 Aber die Versammlung hat ein 
weiches Herz, erwählt eine Kommission, die nach Mainz gehen und die Sache 

1 Es walte das Reglement, überall und allezeit! - 2 Und sollte die Welt zugrunde gehen, 
es walte das Reglement! - 3 siehe vorl. Band, S. 18 - 4 Und sollte Mainz zugrunde gehen, 
es walte das Reglement! 



untersuchen soll, und - es ist richtig wieder Zeit, die Sitzung zu schließen 
und essen zu gehen. 

Am 24. Mai endlich geht uns der parlamentarische Faden verloren. Das 
Reglement scheint fertig geworden oder abhanden gekommen zu sein, jeden-
falls hören wir nichts mehr davon. Dafür aber stürzt ein wahrer Hagelschauer 
wohlmeinender Anträge über uns her, in denen zahlreiche Vertreter des 
souveränen Volkes die Hartnäckigkeit ihres beschränkten Untertanenver-
standes[10J bekundeten. Dann kamen Einlaufe, Petitionen, Proteste usw., und 
endlich fand der Nationalspülicht in zahllosen Reden ein vom Hundertsten 
ins Tausendste gehendes Debouche. Doch darf nicht verschwiegen werden, 
daß vier Komitees ernannt wurden. 

Endlich verlangte Herr Schlöffel das Wort. Drei deutsche Staatsbürger, 
die Herren Esselen, Pelz und Löwenstein hatten den Befehl erhalten, Frank-
furt noch an demselben Tage vor 4 Uhr nachmittags zu verlassen. Die hoch-
und wohlweise Polizei behauptete, genannte Herren hätten durch Reden im 
Arbeiterverein den Unwillen der Bürgerschaft auf sich geladen und müßten 
deshalb fort! Und das erlaubt sich die Polizei, nachdem das deutsche Staats-
bürgerrecht vom Vorparlament1111 proklamiert, nachdem es selbst im Ver-
fassungsentwurf der siebzehn „Vertrauensmänner"^21 (hommes de confiance 
de la diete) anerkannt ist! Die Sache ist dringend. Herr Schlöffel verlangt das 
Wort darüber; es wird ihm verweigert; er verlangt über die Dringlichkeit des 
Gegenstandes zu sprechen, was ihm reglementsmäßig zustand, und diesmal 
hieß es fiat politia, pereat reglementum!1 Natürlich, denn es war Zeit, nach 
Hause zu gehen und zu essen. 

Am 25. neigten sich die gedankenschweren Häupter der Abgeordneten 
wieder unter den massenweise eingegangenen Anträgen wie reife Kornähren 
unter dem Platzregen. Nochmals versuchten dann zwei Deputierte, die Aus-
weisungsangelegenheit zur Sprache zu bringen, aber auch ihnen wurde das 
Wort verweigert, selbst über die Dringlichkeit der Sache. Einige Einlaufe, 
namentlich einer der Polen, waren viel interessanter als sämtliche Anträge der 
Deputierten. Nun aber kam endlich die nach Mainz gesandte Kommission 
zu Worte. Sie erklärte, sie könne erst morgen berichten; übrigens sei sie, wie 
natürlich, zu spät gekommen; 8000 preußische Bajonette hätten durch Ent-
waffnung von 1200 Bürgergardisten die Ruhe hergestellt, und einstweilen 
könne man nur zur Tagesordnung übergehen. Dies tat man, um sofort die 
Tagesordnung, nämlich den Raveauxschen Antrag vorzunehmen. Da dieser 
in Frankfurt noch immer nicht erledigt, in Berlin aber längst durch ein 

1 es walte die polizeiliche Staatsgewalt, und sollte das Reglement zugrunde gehenI 



Auerswaldsches Reskript zwecklos geworden war, so beschloß die National-
versammlung, die Sache bis morgen zu vertagen und essen zu gehen. 

Am 26. wurden wieder Myriaden von Anträgen angemeldet, und hierauf 
stattete die Mainzer Kommission ihren definitiven und sehr unentschiedenen 
Bericht ab. Herr Hergenhahn, Ex-Volksmann und pro tempore1 Minister, 
war Berichterstatter. Er schlug einen äußerst gemäßigten Beschluß vor, aber 
nach einer langen Diskussion fand die Versammlung selbst diesen zahmen 
Vorschlag zu stark; sie beschloß, die Mainzer der Gnade der von einem Hüser 
kommandierten Preußen zu überlassen und ging, „in Erwartung, daß die 
Regierungen tun werden, was ihres Amtes ist", zur Tagesordnung über! 
Diese Tagesordnung bestand wieder darin, daß die Herren zum Essen gingen. 

Am 27. Mai endlich kam, nach langen Präliminarien von wegen des Pro-
tokolls, der Raveauxsche Antrag zur Beratung. Man sprach hin und her bis 
halb drei und ging dann essen; aber diesmal hielt man eine Abendsitzung und 
brachte endlich die Sache zum Schluß. Da wegen allzu großer Langsamkeit 
der Nationalversammlung Herr Auerswald den Raveauxschen Antrag schon 
erledigt hatte, so schloß sich Herr Raveaux einem Amendement des Herrn 
Werner an, das die Frage wegen der Volkssouveränetät weder bejahte noch 
verneinte. 

Unsere Nachrichten über die Nationalversammlung gehen nicht weiter, 
aber wir haben allen Grund zu glauben, daß sie nach diesem Beschluß die 
Sitzung aufhob, um zum Essen zu gehen. Daß sie noch so früh zum Essen 
kamen, verdanken sie bloß dem Worte Robert Blums: 

„Meine Herren, wenn Sie heute die Tagesordnung beschließen, so möchte die 

ganze Tagesordnung dieser Versammlung auf eigentümliche Weise abgekürzt werden!" 

Geschrieben von Friedrich Engels. 

1 zur Zeit 

2 Marx/Engels, Werke, Bd. 5 



Das Ministerium Camphausen1871 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 4 vom 4. Juni 1848] 

** Köln, 3. Juni. Es ist bekannt, daß der französischen Nationalversamm-
lung von 1789 eine Versammlung der Notabein vorherging, eine Versamm-
lung, welche ständisch zusammengesetzt war wie der preußische Vereinigte 
Landtag. In dem Dekrete, worin der Minister Necker die Nationalversamm-
lung zusammenberief, bezog er sich auf das von den Notabein ausgesprochene 
Verlangen nach Zusammenberufung der Generalstände. Der Minister 
Necker hatte so einen bedeutenden Vorsprung vor dem Minister Camphausen, 
Er brauchte nicht die Erstürmung der Bastille und den Sturz der absoluten 
Monarchie abzuwarten, um nachträglich auf doktrinäre Weise das Alte an 
das Neue zu knüpfen, um so mühsam den Schein zu wahren, als sei Frank-
reich durch die gesetzlichen Mittel der alten Konstitution zur neuen kon-
stituierenden Versammlung gelangt. Er hatte noch andere Vorzüge. Er war 
Minister von Frankreich und nicht Minister von Lothringen und vom Elsaß, 
während Herr Camphausen nicht Minister von Deutschland, sondern Mini-
ster von Preußen ist. Und mit allen diesen Vorzügen ist es dem Minister 
Necker nicht gelungen, aus einer revolutionären Bewegung eine stille Reform 
zu machen. Nicht mit Rosenöl war die große Krankheit zu heilen^38-1 Noch 
weniger wird Herr Camphausen den Charakter der Bewegung verändern 
durch eine künstliche Theorie, die eine grade Linie zieht zwischen seinem 
Ministerium und den alten Zuständen der preußischen Monarchie. Die März-
revolution, die deutsche revolutionäre Bewegung überhaupt lassen sich durch 
Iceinen Kunstgriff in mehr oder minder erhebliche Zwischenvorfälle verwan-
deln. Wurde Ludwig Philipp zum König der Franzosen erwählt, weil er 
Bourbon war? Wurde er erwählt, ohschon er Bourbon war? Man erinnert 
sich, daß diese Frage kurz nach der Julirevolution die Parteien entzweite.[39] 



Was bewies die Frage selbst? Daß die Revolution in Frage gestellt war, daß 
das Interesse der Revolution nicht das Interesse der zur Herrschaft gelangten 
Klasse und ihrer politischen Vertreter war. 

Dieselbe Bedeutung hat die Erklärung des Herrn Camphausen, sein 
Ministerium sei nicht durch die Märzrevolution, sondern nach der März-
revolution zur Welt gekommen. 

Geschrieben von Karl Marx. 

3 Marx/Engels, Werke, Bd. 5 



Programme der radikal-demokratischen Partei 
und der Linken zu Frankfurt 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 7 vom 7. Juni 1848] 

** Köln, 6. Juni. Wir haben unsern Lesern gestern das „motivierte Mani-
fest der radikal-demokratischen Partei in der konstituierenden Nationalver-
sammlung zu Frankfurt am Main" mitgeteilt. Unter der Rubrik Frankfurt 
finden sie heute das Manifest der Linken[46]. Beide Manifeste scheinen sich 
auf den ersten Blick kaum anders zu unterscheiden als formell, indem die 
radikal-demokratische Partei einen unbeholfenen und die Linke einen ge-
wandten Redakteur besitzt. Bei genauerer Ansicht heben sich indes einige 
wesentliche Unterscheidungspunkte hervor. Das radikale Manifest verlangt 
eine „ohne Zensus und durch direkte Wahlen ', das der Linken eine durch die 
„freie Wahl aller' hervorgebrachte Nationalversammlung. Die freie Wahl 
aller schließt den Zensus aus, keineswegs aber die indirekte Methode. Und wozu 
überhaupt dieser unbestimmte, vieldeutige Ausdruck? 

Wir begegnen noch einmal dieser größern Weite und Biegsamkeit der 
Forderungen der Linken, im Gegensatz zu den Forderungen der radikalen 
Partei. Die Linke verlangt „eine vollziehende Zentralgewalt, von der Natio-
nalversammlung auf Zeit gewählt, und ihr verantwortlich". Sie läßt unent-
schieden, ob diese Zentralgewalt aus der Mitte der Nationalversammlung 
hervorgehen müsse, wie das radikale Manifest ausdrücklich bestimmt. 

Das Manifest der Linken fordert endlich sofortige Feststellung, Verkün-
digung und Sicherstellung der Grundrechte des deutschen Volks allen mög-
lichen Eingriffen der Einzelregierungen gegenüber. Das radikale Manifest 
begnügt sich nicht hiermit. Es erklärt, 

„die Versammlung vereinige jetzt noch alle Staatsgewalten des Gesamtstaates in sich 

und habe die verschiedenen Gewalten und politischen Lebensformen, die sie zu be-

schließen berufen sei, auch sofort in Wirksamkeit zu setzen und die innere und äußere 

Politik des Gesamtstaates zu handhaben". 



Beide Manifeste stimmen darin überein, daß sie die „Konstituierung der 
Verfassung Deutschlands einzig und allein der Nationalversammlung" über-
lassen haben wollen und die Mitwirkung der Regierungen ausschließen. 
Beide stimmen darin überein, daß sie, „unbeschadet der von der National-
versammlung zu proklamierenden Volksrechte", den Einzelstaaten die Wahl 
der Verfassung freigeben, sei es der konstitutionellen Monarchie, sei es der 
Republik. Beide stimmen endlich darin überein, daß sie Deutschland in einen 
Bundes- oder Föderativstaat verwandeln wollen. 

Das radikale Manifest spricht wenigstens die revolutionäre Natur der 
Nationalversammlung aus. Es nimmt die angemessene revolutionäre Tätigkeit 
in Anspruch. Das bloße Bestehn einer konstituierenden Nationalversammlung, 
beweist es nicht, daß keine Verfassung mehr besteht ? Wenn aber keine Ver-
fassung mehr besteht, besteht keine Regierung mehr. Wenn keine Regierung 
mehr besteht, muß die Nationalversammlung selbst regieren. Ihr erstes 
Lebenszeichen mußte ein Dekret in sechs Worten sein: „Der Bundestag^ ist 
für immer aufgelöst." 

Eine konstituierende Nationalversammlung muß vor allem eine aktive, 
revolutionär-aktive Versammlung sein. Die Versammlung in Frankfurt macht 
parlamentarische Schulübungen und läßt die Regierungen handeln. Gesetzt, 
es gelänge diesem gelehrten Konzil nach allerreifster Überlegung, die beste 
Tagesordnung und die beste Verfassung auszuklügeln, was nutzt die beste 
Tagesordnung und die beste Verfassung, wenn die Regierungen unterdes die 
Bajonette auf die Tagesordnung gesetzt? 

Die deutsche Nationalversammlung, abgesehen davon, daß sie aus indi-
rekter Wahl hervorgegangen, leidet an einer eigentümlich germanischen 
Krankheit. Sie residiert in Frankfurt am Main, und Frankfurt am Main ist 
nur ein idealer Mittelpunkt, wie er der bisherigen idealen, d.h. nur eingebil-
deten Einheit Deutschlands entsprach. Frankfurt am Main ist auch keine 
große Stadt mit einer großen revolutionären Bevölkerung, die hinter der 
Nationalversammlung steht, teils schützend, teils vorwärts treibend. Zum 
erstenmal in der Weltgeschichte residiert die konstituierende Versammlung 
einer großen Nation in einer kleinen Stadt. Die bisherige deutsche Entwicke-
lung brachte dies mit sich. Während französische und englische National-
versammlungen auf einem feuerspeienden Boden standen — Paris und Lon-
don - , mußte die deutsche Nationalversammlung sich glücklich schätzen, 
einen neutralen Boden zu finden, einen neutralen Boden, wo sie in aller be-
haglichen Stille des Gemüts über die beste Verfassung und die beste Tages-
ordnung nachdenken kann. Dennoch bot ihr der augenblickliche Zustand 
Deutschlands Gelegenheit, ihre unglückliche materielle Situation zu über-



winden. Sie brauchte nur überall den reaktionären Ubergriffen überlebter 
Regierungen diktatorisch entgegenzutreten, und sie eroberte sich eine Macht 
in der Volksmeinung, an der alle Bajonette und Kolben zersplittert wären. 
Statt dessen überläßt sie unter ihren Augen Mainz der Willkür der Soldateska 
und deutsche Ausländer den Schikanen Frankfurter Pfahlbürger.1 Sie lang-
weilt das deutsche Volk, statt es mit sich fortzureißen oder von ihm fortgerissen 
zu werden. Es existiert für sie zwar ein Publikum, das einstweilen noch mit 
gutmütigem Humor den burlesken Bewegungen des wiedererwachten heiligen 
römischen deutschen Reichstagsgespenstes zusieht, aber es existiert für sie 
kein Volk, das in ihrem Leben sein eignes Leben wiederfände. Weit entfernt, 
das Zentralorgan der revolutionären Bewegung zu sein, war sie bisher nicht » 
einmal ihr Echo. 

Bildet die Nationalversammlung eine Zentralgewalt aus ihrem Schöße, so 
ist bei ihrer jetzigen Zusammensetzung und nachdem sie den günstigen 
Augenblick unbenutzt hat vorübergehen lassen, wenig Erquickliches von 
dieser provisorischen Regierung zu erwarten. Bildet sie keine Zentralgewalt, 
so hat sie ihre eigne Abdankung unterschrieben und wird bei dem schwächsten 
revolutionären Luftzug nach allen Seiten hin auseinanderstieben. 

Das Programm der Linken, wie der radikalen Seite, hat das Verdienst, 
diese Notwendigkeit begriffen zu haben. Beide Programme rufen auch mit 
Heine aus: 

„Bedenk' ich die Sache ganz genau, 

So brauchen wir gar keinen Kaiser" t471 , 

und die Schwierigkeit, „wer der Kaiser sein soll", die vielen guten Gründe, die 
für einen Wahlkaiser und die ebenso guten Gründe, die für einen Erbkaiser 
sprechen, werden auch die konservative Majorität der Versammlung zwingen, 
den gordischen Knoten[48] zu durchhauen, indem sie gar keinen Kaiser wählt. 

Unbegreiflich ist es, wie die sogenannte radikal-demokratische Partei eine 
Föderation von konstitutionellen Monarchien, Fürstentümchen und Repu-
blikchen, einen aus so heterogenen Elementen zusammengesetzten Bundes-
staat mit einer republikanischen Regierung an der Spitze - denn weiter ist 
doch wohl der von der Linken akzeptierte Zentralausschuß nichts - als 
schließliche Verfassung Deutschlands hat proklamieren können. 

Kein Zweifel. Zunächst muß die von der Nationalversammlung gewählte 
Zentralregierung Deutschlands neben den faktisch noch bestehenden Regie-
rungen sich erheben. Aber mit ihrer Existenz beginnt schon ihr Kampf mit 
den Einzelregierungen, und in diesem Kampfe geht die Gesamtregierung mit 

1 Siehe vorl. Band, S. 14-17 



der Einheit Deutschlands unter oder die Einzelregierungen mit ihren kon-
stitutionellen Fürsten oder Winkelrepublikchen. 

Wir stellen nicht das utopistische Verlangen, daß a priori1 eine einige 
unteilbare deutsche Republik, proklamiert werde, aber wir verlangen von der 
sogenannten radikal-demokratischen Partei, den Ausgangspunkt des Kampfes 
und der revolutionären Bewegung nicht mit ihrem Zielpunkt zu verwechseln. 
Die deutsche Einheit, wie die deutsche Verfassung können nur als Resultat 
aus einer Bewegung hervorgehen, worin ebensosehr die inneren Konflikte 
als der Krieg mit dem Osten zur Entscheidung treiben werden. Die definitive 
Konstituierung kann nicht dekretiert werden; sie fällt zusammen mit der Be-
wegung, die wir zu durchlaufen haben, Ls handelt sich daher auch nicht um 
die Verwirklichung dieser oder jener Meinung, dieser oder jener politischen 
Idee; es handelt sich um die Einsicht in den Gang der Entwicklung. Die 
Nationalversammlung hat nur die zunächst praktisch möglichen Schritte 
zu tun. 

Nichts konfuser als der Einfall des Redakteurs des demokratischen Mani-
festes, so sehr er uns versichert, „jeder Mensch ist froh, seine Konfusion los-
zuwerden", als an dem nordamerikanischen Föderativstaat sich das Maß der 
deutschen Verfassung nehmen zu wollen! 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika, abgesehen davon, daß sie alle 
gleichartig konstituiert sind, erstrecken sich über eine Fläche so groß wie das 
zivilisierte Europa. Nur in einer europäischen Föderation könnten sie eine 
Analogie finden. Und damit Deutschland sich mit andern Ländern föderiert, 
muß es vor allem ein Land werden. In Deutschland ist der Kampf der Zen-
tralisation mit dem Föderativwesen der Kampf zwischen der modernen Kul-
tur und dem Feudalismus. Deutschland verfiel in ein verbürgerlichtes Feu-
dalwesen in demselben Augenblicke, wo sich die großen Monarchien im 
Westen bildeten, aber es wurde auch von dem Weltmarkt ausgeschlossen in 
demselben Augenblicke, wo dieser sich dem westlichen Europa eröffnete. 
Es verarmte, während sie sich bereicherten. Es verbauerte, während sie groß-
städtisch wurden. Klopfte nicht Rußland an die Horten Deutschlands an, 
die nationalökonomischen Verhältnisse allein würden es zur straffesten Zen-
tralisation zwingen. Selbst nur vom bürgerlichen Standpunkt betrachtet, ist 
die widerspruchslose Einheit Deutschlands die erste Bedingung, um es aus 
der bisherigen Misere zu erretten und den Nationalreichtum zu erschaffen. 
Und wie nun gar die modernen sozialen Aufgaben lösen auf einem in 39 Länd-
chen zersplitterten Terrain? 

1 von vornherein 
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Der Redakteur des demokratischen Programms hat übrigens nicht nötig, 
auf untergeordnete materielle ökonomische Verhältnisse einzugehen. Er hält 
sich in seiner Motivierung an den Begriff Föderation. Die Föderation ist eine 
Vereinigung Freier und Gleicher. Also muß Deutschland ein Föderativstaat 
sein. Können sich die Deutschen nicht auch zu einem großen Staat föderieren, 
ohne gegen den Begriff von einer Vereinigung Freier und Gleicher zu sün-
digen? 



Die Berliner Debatte über die Revolution 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 14 vom 14. Juni 1848] 

** Köln, 13.Juni. Die Vereinbarungsversammlung hat sich endlich ent-
schieden ausgesprochen.[25J Sie hat die Revolution desavouiert und die Ver-
einbarungstheorie[53] anerkannt. 

Der Tatbestand, über den sie sich auszusprechen hatte, war folgender: 
Am 18.März versprach der König eine Konstitution, führte die Preßfrei-

heit mit Kautionen^673 ein und sprach sich in einer Reihe von Vorschlägen 
dahin aus, daß Deutschlands Einheit durch ein Aufgehen Deutschlands in 
Preußen herbeizuführen sei. 

Das waren die Konzessionen des 18. März, auf ihren wahren Gehalt redu-
ziert. Daß die Berliner sich damit zufrieden erklärten, daß sie vor das Schloß 
zogen, um dem König dafür zu danken, das beweist am allerdeutlichsten die 
Notwendigkeit der Revolution vom 18.März. Nicht nur der Staat, auch die 
Staatsbürger mußten revolutioniert werden. Der Untertan konnte nur in 
einem blutigen Befreiungskampfe abgestreift werden. 

Das bekannte „Mißverständnis" rief die Revolution hervor. Allerdings 
fand ein Mißverständnis statt. Der Angriff der Soldaten, die Fortsetzung des 
Kampfs während 16 Stunden, die Notwendigkeit für das Volk, den Rückzug 
der Truppen zu erzwingen — das ist Beweis genug, daß das Volk die Konzes-
sionen des 18.März gänzlich mißverstanden hatte. 

Die Resultate der Revolution waren: auf der einen Seite die Volksbewaff-
nung, das Assoziationsrecht, die faktisch errungene Volkssouverän etat; auf 
der andern die Beibehaltung der Monarchie und das Ministerium Camp-
haus en-Hansemann, d.h. die Regierung der Vertreter der hohen Bourgeoisie. 

Die Revolution hatte also zwei Reihen von Resultaten, die notwendig aus-
einandergehen mußten. Das Volk hatte gesiegt, es hatte sich Freiheiten ent-
schieden demokratischer Natur erobert; aber die unmittelbare Herrschaft 
ging über, nicht in seine Hände, sondern in die der großen Bourgeoisie. 



Mit einem Wort, die Revolution war nicht vollendet. Das Volk hatte die 
Bildung eines Ministeriums von großen Bourgeois zugelassen, und die großen 
Bourgeois bewiesen ihre Tendenzen sogleich dadurch, daß sie dem alt-
preußischen Adel und der Bürokratie eine Allianz anboten. Arnim, Kanitz, 
Schwerin traten ins Ministerium. 

Die hohe Bourgeoisie, von jeher antirevolutionär, schloß aus Furcht vor 
dem Volk, d.h. vor den Arbeitern und der demokratischen Bürgerschaft, ein 
Schutz- und Trutzbündnis mit der Reaktion. 

Die vereinigten reaktionären Parteien begannen ihren Kampf gegen die 
Demokratie damit, daß sie die Revolution in Frage stellten. Der Sieg des Volks 
wurde geleugnet; die berühmte Liste der „siebzehn Militärtoten"[68] wurde 
fabriziert; die Barrikadenkämpfer wurden in jeder möglichen Weise ange-
schwärzt. Damit nicht genug. Das Ministerium ließ den vor der Revolution 
berufenen Vereinigten Landtagr3o] wirklich zusammenberufen und den ge-
setzlichen Übergang aus dem Absolutismus in die Konstitution post festum1 

anfertigen. Es leugnete dadurch die Revolution geradezu. Ferner erfand es die 
Vereinbarungstheorie, leugnete dadurch die Revolution abermals und leug-
nete zugleich die Volkssouveränetät. 

Die Revolution wurde also wirklich in Frage gestellt, und sie konnte in 
Frage gestellt werden, weil sie nur eine halbe Revolution, nur der Anfang 
einer langen revolutionären Bewegung war. 

Wir können hier nicht darauf eingehen, warum und inwiefern die augen-
blickliche Herrschaft der hohen Bourgeoisie in Preußen eine notwendige 
Übergangsstufe zur Demokratie ist und warum die hohe Bourgeoisie sich 
nach ihrer Thronbesteigung sogleich zur Reaktion schlug. Wir berichten 
vorderhand nur die Tatsache. 

Die Vereinbarungsversammlung hatte sich nun darüber auszusprechen, 
ob sie die Revolution anerkenne oder nicht. 

Aber unter diesen Verhältnissen die Revolution anerkennen, das hieß die 
demokratische Seite der Revolution anerkennen gegenüber der hohen Bour-
geoisie, die sie konfiszieren wollte. 

Die Revolution anerkennen, das hieß in diesem Augenblick gerade die 
Halbheit der Revolution, und damit die demokratische Bewegung anerkennen, 
welche sich gegen einen Teil der Resultate der Revolution richtet. Es hieß 
anerkennen, daß Deutschland sich in einer revolutionären Bewegung befin-
det, in der das Ministerium Camphausen, die Vereinbarungstheorie, die in-
direkten Wahlen, die Herrschaft der großen Kapitalisten und die Produkte 

1 hinterher 

5 Marx/Engels, Werke, Bd. 5 



der Versammlung selbst zwar unvermeidliche Durchgangspunkte sein 
können, aber keineswegs letzte Resultate sind. 

Die Debatte in der Kammer über die Anerkennung der Revolution wurde 
von beiden Seiten mit großer Breite und mit großem Interesse, aber mit merk-
würdig wenig Geist geführt. Man kann wenig Unerquicklicheres lesen als 
diese diffuse, jeden Augenblick durch Lärmen oder durch reglementarische 
Spitzfindigkeiten unterbrochene Verhandlung. Statt der großen Leidenschaft 
des Parteikampfes eine kühle Gemütsruhe, die jeden Augenblick in den Kon-
versationston herabzusinken droht; statt schneidender Schärfe der Argumen-
tation breites verworrenes Gerede vom Hundertsten ins Tausendste; statt 
schlagender Antwort langweilige Moralpredigten über das Wesen und die 
Natur der Sittlichkeit. 

Auch die Linke hat sich in dieser Debatte nicht besonders ausgezeich-
net/691 Die meisten ihrer Redner wiederholen einander; keiner wagt es, der 
Frage entschieden auf den Leib zu rücken und offen revolutionär aufzu-
treten. Sie fürchten überall anzustoßen, zu verletzen, zurückzuschrecken. 
Hätten die Kämpfer des 18. März nicht mehr Energie und Leidenschaft im 
Kampfe bewiesen als die Herren von der Linken in der Debatte, es stände 
schlimm um Deutschland. 

r„Neue Rheinische Zeitun-" 
Nr. 15 vom 15. Juni 1848]5 

** Köln, 14.Juni. Der Abgeordnete Berenäs von Berlin eröffnete die 
Debatte, indem er den Antrag stellte: 

„Die Versammlung erklärt, in Anerkennung der Revolution, daß die Kämpfer 
des 18. und 19. März sich wohl ums Vaterland verdient gemacht haben." 

Die Form des Antrags, die altrömisch-lakonische, von der großen fran-
zösischen Revolution wieder aufgenommene Fassung, war ganz passend. 

Desto unpassender dagegen war die Manier, worin Herr Bermels seinen 
Antrag entwickelte. Er sprach nicht revolutionär, sondern versöhnend. Lr 
hatte den Zorn der insultierten Barrikadenkämpfer vor einer Versammlung 
von Reaktionären zu vertreten, und er dozierte ganz ruhig und trocken, als 
ob er noch als Lehrer des Berliner Handwerker Vereins spräche. Er hatte eine 
ganz einfache, ganz klare Sache zu verteidigen, und seine Entwicklung ist das 
Verworrenste, was man lesen kann. 

Herr Berends beginnt: 
" „Meine Herren! Die Anerkennung der Revolution liegt ganz in der Natur der 

Sache (!). Unsere Versammlung selbst ist eine redende Anerkennung der großen 



Sturz des Ministeriums Camphausen[92] 

[„Neue Rheinische Zeitung0 

Nr. 23 vom 23. Juni 1848] 

** Köln, 22. Juni. 

Scheint die Sonne noch so schön, 

Einmal muß sie untergehn^933, 

und auch die in heißem Polenblut gefärbte Sonne des 30.März[941 ist unter-
gegangen. 

Das Ministerium Camphausen hatte sein liberal-bürgerliches Gewand der 
Kontrerevolution umgeworfen. Die Kontrerevolution fühlt sich stark genug, 
um die lästige Maske abzuschütteln. 

Ein beliebiges unhaltbares Ministerium des linken Zentrums kann mög-
licherweise dem Ministerium vom 30. März auf einige Tage folgen. Sein 
wirklicher Nachfolger ist das Ministerium, des Prinzen von Preußen. Camp-
hausen hat die Ehre, der absolutistisch-feudalen Partei diesen ihren natür-
lichen Chef und sich seinen Nachfolger gegeben zu haben. 

Wozu noch länger die bürgerlichen Vormünder hätscheln? 
Stehen die Russen nicht an der östlichen Grenze und die preußischen 

Truppen an der westlichen ? Sind die Polen nicht durch Schrapnells und Höl-
lenstein für die russische Propaganda geworben? 

Sind nicht alle Maßregeln getroffen, um das Bombardement von Prag 
in fast sämtlichen rheinischen Städten zu wiederholen? 

Hat im dänischen, im polnischen Krieg, in den vielen kleinen Konflikten 
zwischen Militär und Volk die Armee nicht alle Zeit gehabt, sich zu einer 
brutalen Soldateska auszubilden? 

Ist die Bourgeoisie nicht revolutionsmüd? Und erhebt sich nicht mitten 
im Meer der Fels, worauf die Kontrerevolution ihre Kirche bauen wird» 
England? 



Das Ministerium Camphausen sucht noch einige Pfennige Popularität zu 
erhaschen, das öffentliche Mitleid rege zu machen durch die Versicherung, 
daß es als Düpe von der Staatsbühne abtritt. Und sicher ist es ein betrogener 
Betrüger. Im Dienst der großen Bourgeoisie mußte es die Revolution um 
ihre demokratischen Früchte zu prellen suchen, im Kampf mit der Demo-
kratie mußte es sich mit der aristokratischen Partei verbünden und das Werk-
zeug ihrer kontrerevolutionären Gelüste werden. Sie ist genug erstarkt, um 
ihren Protektor über Bord werfen zu können. Herr Camphausen hat die Reak-
tion gesät im Sinne der großen Bourgeoisie, er hat sie geerntet im Sinne der 
Feudalpartei. Das war die gute Absicht des Mannes, das sein böses Geschick. 
Einen Pfennig Popularität1-953 für den enttäuschten Mann. 

Einen Pfennig Popularität! 

Scheint die Sonne noch so schön, 

Einmal muß sie untergehn! 

Doch im Osten geht sie wieder auf. 

7 Marx/Engels, Werke, Bd. 5 



Patows Ablösungsdenkschrifttl07] 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 25 vom 25. Juni 1848] 

** Köln, 24.Juni. In der Vereinbarungssitzung vom 20. d. [Mts.], jener 
verhängnisvollen Sitzung, in der die Sonne Camphausen unterging und das 
ministerielle Chaos eintrat, legte Herr Patow eine Denkschrift nieder über 
die Hauptgrundsätze, nach welchen er die Beseitigung der Feudalität auf dem 
Lande zu regulieren gedenkt. 

Wenn man diese Denkschrift liest, so begreift man nicht, warum in den 
altpreußischen Provinzen nicht längst ein Bauernkrieg ausgebrochen ist. 
Welch ein Wust von Leistungen, Abgaben, Lieferungen, welch ein Wirrwarr 
von mittelalterlichen Namen, einer noch toller als der andre! Lehnsherrlich-
keit, Sterbefall, Besthaupt, Kurmede, Blutzehnt, Schutzgeld, Walpurgis-
zins, Bienenzins, Wachspacht, Auenrecht, Zehnten, Laudemien, Nachschuß-
renten, das alles hat bis heute noch in dem „bestverwalteten Staate der Welt" 
bestanden und würde in alle Ewigkeit bestanden haben, wenn die Franzosen 
keine Februarrevolution gemacht hätten! 

Ja, die meisten dieser Lasten und gerade die drückendsten unter ihnen 
würden in alle Ewigkeit fortbestehen, wenn es nach dem Wunsche des Herrn 
Patow ginge. Herrn Patow ist ja gerade deshalb dies Departement überwiesen 
worden, damit er die märkischen, pommerschen und schlesischen Kraut-
junker soviel wie möglich schonen, die Bauern soviel wie möglich um die 
Früchte der Revolution prellen soll! 

Die Berliner Revolution hatte alle diese Feudalverhältnisse für alle Zu-
kunft unmöglich gemacht. Die Bauern hatten sie, wie ganz natürlich, sofort 
in der Praxis abgeschafft. Die Regierung hatte weiter nichts zu tun, als die 
tatsächlich schon bestehende Aufhebung aller Feudallasten durch den Volkswillen 
in gesetzliche Form zu bringen. 

Aber ehe die Aristokratie sich zu einem vierten Augustf78] entschließt, 



eher müssen ihre Schlösser in Flammen stehen. Die Regierung, hier selbst 
.durch einen Aristokraten vertreten, hat sich für die Aristokratie erklärt; sie 
legt der Versammlung eine Denkschrift vor, in der die Vereinbarer aufgefor-
dert werden, jetzt ebenfalls die Bauernrevolution, die in ganz Deutschland 
im März ausbrach, an die Aristokratie zu verraten. Die Regierung ist ver-
antwortlich für die Folgen, die die Anwendung der Patowschen Grundsätze 
auf dem Lande haben wird. 

Herr Patow will nämlich, daß die Bauern Entschädigung zahlen sollen für 
die Aufhebung aller Feudallasten, selbst der Laudemien. Ohne Entschädigung 
sollen aufgehoben werden nur die Lasten, die aus der Erbuntertänigkeit, der 
alten Steuerverfassung und der Patrimonialgerichtsbarkeit^083 herfließen 
oder die, die für den Feudalherrn wertlos sind (wie gnädig!), d.h. überhaupt 
die Lasten, die den allergeringsten Teil der ganzen Feudalbelastung aus-
machen. 

Dagegen sind alle bereits durch Verträge oder Richterspruch geordneten 
Feudalablösungen definitiv. Das heißt: Die Bauern, welche unter den seit 
1816 und namentlich seit 1840 erlassenen reaktionären, adelsfreundlichen 
Gesetzen ihre Lasten abgelöst haben und dabei zuerst durch das Gesetz und 
dann durch bestochene Beamte um ihr Eigentum zugunsten der Feudalherrn 
geprellt worden sind, die erhalten keine Entschädigung. 

Dafür sollen denn Rentenbanken[109J errichtet werden, um den Bauern 
Sand in die Augen zu streuen. 

Wenn es nach dem Wunsche des Herrn Patow ginge, so würden die Feu-
dallasten unter seinen Gesetzen ebensowenig beseitigt werden, wie sie unter 
den alten Gesetzen von 1807[11°3 abgelöst sind. 

Der richtige Titel für den Aufsatz des Herrn Patow ist: Denkschrift 
wegen Erhaltung der Feudallasten auf ewige Zeiten vermittelst der Ab-
lösung. 

Die Regierung provoziert einen Bauernkrieg. Vielleicht wird Preußen auch 
vor einem „momentanen Verlust" Schlesiens sich „nicht scheuen11. 



Auswärtige deutsche Politik 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 33 vom 3. Juli 1848] 

+ Köln, 2. Juli. Die Völker aneinander zu hetzen, das eine zur Unter-
drückung des andern zu benutzen und so für die Fortdauer der absoluten 
Herrschermacht zu sorgen - das war die Kunst und das Werk der bisherigen 
Gewalthaber und ihrer Diplomaten. Deutschland hat sich in dieser Hinsicht 
ausgezeichnet. Es hat, um nur die letzten 70 Jahre ins Auge zu fassen, seine 
Landsknechte für englisches Gold den Briten gegen die für ihre Unabhängig-
keit kämpfenden Nordamerikaner überliefert; als die erste französische Revo-
i..*.; — i :_ ^ n . iULioii lubuiäui, waicii co a u a mais u.ic x ^ c u l s ^ i i c h , vxic sicu wie eine lOlie 
Meute gegen die Franzosen hetzen ließen, die mit einem brutalen Manifeste 
des Herzogs von Braunschweigtl50] ganz Paris bis auf den letzten Stein zu 
schleifen drohten, die sich mit den ausgewanderten Adligen gegen die neue 
Ordnung in Frankreich verschworen und sich dafür von England unter dem 
Titel von Subsidien bezahlen ließen. Als die Holländer während der letzten 
zwei Jahrhunderte einen einzigen vernünftigen Gedanken faßten, der tollen 
Wirtschaft des Hauses Oranien ein Ende und ihr Land zur Republik zu 
machen11513, waren es wiederum Deutsche, die als die Scharfrichter der Frei-
heit auftraten. Die Schweiz weiß ebenfalls ein Lied zu singen von deutscher 
Nachbarschaft, und Ungarn wird sich nur langsam von dem Schaden erholen, 
den ihnen Ostreich, der deutsche Kaiserhof, zugefügt. Ja, bis nach Griechen-
land hin entsandte man deutsche Söldnerscharen, die dem lieben Otto[152] sein 
Thrönchen stützen mußten, und bis nach Portugal deutsche Polizisten. Und 
die Kongresse nach 1815, Ostreichs Züge nach Neapel, Turin, der Romagna, 
Ypsilantis Haft, Frankreichs Unterdrückungskrieg gegen Spanien von 
Deutschland erzwungen[153], Dom Miguel[154], Don Carlos[155] von Deutsch-
land unterstützt - dje Reaktion in England mit hannoverschen Truppen be-
waffnet, Belgien durch deutschen Einfluß zerstückelt und thermidorisiert, 



im tiefesten Innern von Rußland Deutsche die Hauptstützen des einen und 
der kleinen Autokraten - ganz Europa mit Coburgern überschwemmt! 

Mit Hülfe deutscher Soldateska Polen beraubt, zerstückelt, Krakau ge-
meuchelt^. Mit Hülfe deutschen Geldes und Blutes die Lombardei und 
Venedig geknechtet und ausgesogen, mittel- oder unmittelbar in ganz Italien 
jede Freiheitsbewegung durch Bajonett, Galgen, Kerker und Galeeren er-
stickt.1 Das Sündenregister ist viel länger; schlagen wir es zu. 

Die Schuld der mit Deutschlands Hülfe in andern Ländern verübten 
Niederträchtigkeiten fällt nicht allein den Regierungen, sondern zu einem 
großen Teil dem deutschen Volke selbst zur Last. Ohne seine Verblendungen, 
seinen Sklavensinn, seine Anstelligkeit als Landsknechte und als „gemüt-
liche" Büttel und Werkzeuge der Herren „von Gottes Gnaden" wäre der 
deutsche Name weniger gehaßt, verflucht, verachtet im Auslande, wären die 
von Deutschland aus unterdrückten Völker längst zu einem normalen Zu-
stand freier Entwicklung gelangt. Jetzt, wo die Deutschen das eigene Joch 
abschütteln, muß sich auch ihre ganze Politik dem Auslande gegenüber än-
dern, oder in den Fesseln, womit wir fremde Völker umketten, nehmen wir 
unsere eigene junge, fast nur erst geahnte Freiheit gefangen. Deutschland 
macht sich in demselben Maß frei, worin es die Nachbarvölker freiläßt. 

In der Tat wird es endlich lichter. Die Lügen und Verdrehungen, von den 
alten Regierungsorganen gegen Polen und Italien so emsig verbreitet, die 
Versuche, einen künstlichen Haß aufzuregen, jene hochtrabenden Redens-
arten, um die deutsche Ehre handle es sich, um die deutsche Macht - die 
Kraft dieser Zauberformeln ist gebrochen. Nur wo das materielle Interesse 
sich verbirgt unter diese patriotischen Arabesken, nur bei einem Teil der 
großen Bourgeoisie, die mit diesem offiziellen Patriotismus Geschäfte macht, 
macht der offizielle Patriotismus noch Geschäfte. Das weiß und benutzt die 
reaktionäre Partei. Die gfoße Masse des deutschen Mittelstandes aber und der 
Arbeiterklasse begreift oder fühlt in der Freiheit der benachbarten Völker die 
Garantie der eignen Freiheit. Ostreichs Krieg gegen Italiens Selbständigkeit, 
Preußens Krieg gegen Polens Wiederhergestaltung — sind sie populär oder 
verrauchen nicht vielmehr die letzten Illusionen über diese „patriotischen" 
Kreuzfahrten? Doch weder diese Einsicht genügt, noch dies Gefühl. Soll 
Deutschlands Blut und Geld nicht länger gegen seinen eigenen Vorteil zur 
Unterdrückung anderer Nationalitäten vergeudet werden, so müssen wir eine 
wirkliche Volksregierung erringen, das alte Gebäude muß bis auf seine Grund-
mauern weggeräumt werden. Erst dann kann die blutig-feige Politik des 



alten, des wieder erneuten Systems Platz machen der internationalen Politik 
der Demokratie. Wie wollt ihr demokratisch auftreten nach außen, solange 
die Demokratie im Inland geknebelt ist? Unterdes muß dies- und jenseits der 
Alpen alles geschehn, um das demokratische System auf alle Weise vorzu-
bereiten. Die Italiener lassen es nicht an Erklärungen fehlen, aus denen ihre 
freundlichen Gesinnungen gegen Deutschland hervorleuchten. Wir erinnern 
hier an das Manifest der provisorischen Regierung zu Mailand an das deutsche 
Volk[156] und an die vielfachen, in demselben Geiste gehaltenen Artikel der 
italienischen Presse. Wir haben ein neues Zeugnis jener Gesinnungen vor 
unsern Augen, ein Privatschreiben des Verwaltungsausschusses der in Florenz 
erscheinenden Zeitung „L'Alba" an die Redaktion der „Neuen Rheinischen 
Zeitung". Es ist vom 20. Juni datiert und lautet unter anderem: 

Wir danken Euch herzlich für die Achtung, welche Ihr gegen unser armes 

Italien hegt.1 Indem wir Euch aufrichtig versichern, daß die Italiener sämtlich wissen, 

wer eigentlich ihre Freiheit antastet und bekämpft, und daß ihr tödlichster Feind nicht 

sowohl das mächtige und hochherzige deutsche Volk als vielmehr die despotische, 

ungerechte und grausame Regierung desselben ist; indem wir Euch versichern, daß 

jeder wahre Italiener nach dem Augenblick schmachtet, wo er frei dem deutschen 

Bruder wird die Hand reichen können, welcher, wenn einmal seine unverjährbaren 

Rechte festgestellt sind, sie zu verteidigen und sie selbst zu achten, wie ihnen bei allen 

seinen Brüdern Achtung zu verschaffen wissen wird. Indem wir in die Prinzipien Ver-

trauen setzen, deren sorgfältige Entwickelung Ihr Euch zur Aufgabe macht, unter-

zeichnen wir hochachtungsvoll 

Eure ergebenen Freunde und Brüder 

(gez.) L.Alinari" 

Die „Alba" ist eines der wenigen Blätter in Italien, das entschieden demo-
kratische Prinzipien vertritt. 

Geschrieben von Friedrich Engels. 



Die auswärtige deutsche Politik 
und die letzten Ereignisse zu Prag 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr.42 vom 12. Juli 1848] 

**Köln, 1 I.Juli. Trotz des patriotischen Geheuls und Getrommeis fast 
der ganzen deutschen Presse hat die „Neue Rheinische Zeitung" vom ersten 
Augenblick an in Posen für die Polen, in Italien für die Italiener, in Böhmen 
für die Tschechen Partei ergriffen. Vom ersten Augenblick an durchschauten 
wir die machiavellistische Politik, welche, im Innern Deutschlands in den 
Grundfesten erschwankend, die demokratische Energie zu lähmen, die Auf-
merksamkeit von sich abzulenken, der revolutionären Glutlava einen Abzugs-
kanal zu graben, die Waffe der innern Unterdrückung zu schmieden suchte, 
indem sie einen engherzigen, dem kosmopolitischen Charakter des Deutschen 
widerstrebenden Stammhaß heraufbeschwor und in Stammkriegen von un-
erhörtem Greuel, von namenloser Barbarei eine Soldateska heranbildete, wie 
der Dreißigjährige Krieg sie kaum aufzuweisen hat. 

In demselben Augenblick, wo die Deutschen um die innere Freiheit mit 
ihren Regierungen ringen, sie unter dem Kommando derselben Regierungen 
einen Kreuzzug gegen die Freiheit Polens, Böhmens, Italiens unternehmen 
lassen, welche Tiefe der Kombination! Welch geschichtliches Paradoxon! In 
revolutionärer Gärung begriffen, macht sich Deutschland nach außen Luft in 
einem Krieg der Restauration, in einem Feldzug für die Befestigung der alten 
Macht, gegen die es eben revolutioniert. Nur der Krieg mit Rußland^10Q] ist ein 
Krieg des revolutionären Deutschlands, ein Krieg, worin es die Sünden der 
Vergangenheit abwaschen, worin es sich ermannen, worin es seine eigenen 
Autokraten besiegen kann, worin es, wie einem die Ketten langer, träger 
Sklaverei abschüttelnden Volke geziemt, die Propaganda der Zivilisation mit 
dem Opfer seiner Söhne erkauft und sich nach innen frei macht, indem es 
nach außen befreit. Je mehr das Tageslicht der Öffentlichkeit die jüngsten 
Ereignisse in scharfen Umrissen hervortreten läßt, desto mehr besiegeln Tat-



Sachen unsere Auffassung der Stammkriege, womit Deutschland seine neue 
Ära verunehrt hat. Als Beitrag zu solcher Aufklärung lassen wir nachstehen-
den, obschon verspäteten Bericht von einem Deutschen in Prag folgen: a 

Prag, 24. Juni 1848 (Verspätet) 

Die „Deutsche Allg[emeine] Z[ei]t[un]g" vom 22.d. [Mts.] enthält einen Artikel über 

die am 18. d. [Mts.] in Aussig abgehaltene Deutschenversammlung, in welcher Reden 

gehalten worden sind, die eine solche Unkenntnis unserer letzten Vorfälle und teil-

weise, um gelind zu sprechen, eine solche Bereitwilligkeit zeigen, unsere unabhängige 

Presse mit schmählichen Vorwürfen zu überhäufen, daß es [der] Referent für seine 

Pflicht hält, diese Irrtümer soviel als jetzt möglich aufzuklären und den Unbesonnenen 

und Böswilligen mit der Festigkeit der Wahrheit entgegenzutreten. Es ist überraschend, 

wenn Männer wie „der Gründer des Vereins zur Wahrimg der deutschen Interessen 

im Osten" vor einer ganzen Versammlung aussprechen: „Solange der Kampf in Prag 

währt, kann von einer Verzeihung nicht die Rede sein, und wird uns der Sieg, so muß 

er künftig benutzt werden." Welcher Sieg ist denn den Deutschen, welche Verschwö-

rung ist denn vernichtet worden? Wer freilich dem Korrespondenten der „Deutschen 

Allgemeinen]", der, wie es scheint, sich immer nur sehr oberflächlich unterrichtet, den 

pathetischen Phrasen eines „kleinen Polen- und Franzosenfressers" oder den Artikeln 

des perfiden „Frankfurter Journals" vertraut, das wie bei den Vorfällen in Baden 

Deutsche gegen Deutsche, so Deutsche gegen Böhmen aufzuhetzen sucht, der wird nie 

einen klaren Blick in die hiesigen Verhältnisse tun. Es scheint in Deutschland überall 

die Meinung zu herrschen, daß der Kampf in den Straßen Prags nur auf die Unter-

drückung des deutschen Elements und auf Gründung einer slawischen Republik ab-

gesehen gewesen sei. Vom letztem wollen wir nicht sprechen, denn die Idee ist zu 

naiv; was das erstere aber anbelangt, so war bei den Kämpfen auf den Barrikaden nicht 

die geringste Spur einer Rivalität der Nationalitäten bemerkbar; Deutsche und Tsche-

chen standen zusammen zur Verteidigung bereit, und ich selbst habe öfters einen 

Redner, der tschechisch sprach, das Gesagte deutsch zu wiederholen aufgefordert, 

welches denn auch allemal ohne die geringste Bemerkung geschah. Man hört ein-

werfen, daß der Ausbruch der Revolution um zwei Tage zu zeitig gekommen sei, allein, 

dann hätte demungeachtet doch schon eine gewisse Organisation da und wenigstens 

für Munition gesorgt sein müssen; allein, hiervon ebenfalls keine Spur. Die Barri-

kaden wuchsen aufs Geratewohl da aus der Erde, wo sich zehn bis zwölf Menschen 

zusammen befanden; übrigens hätte man unmöglich mehr aufwerfen können, denn die 

Ideinsten Gassen waren drei- bis viermal verbarrikadiert. Die Munition wurde in den 

Straßen gegenseitig ausgetauscht und war nur im höchsten Grade spärlich da. Von 

Oberbefehl, von irgendeinem Kommando war gar keine Rede; die Verteidiger hielten 

sich da, wo angegriffen wurde, und schössen ohne Leitung, ohne Kommando aus den 

Häusern und Barrikaden. Wo sollte also bei solch einem ungeleiteten, unorganisierten 

Widerstande der Gedanke an eine Verschwörung Grund finden, wenn es nicht durch 

eine offizielle Erklärung und Veröffentlichung der Untersuchung geschähe; allein, die 



Regierung scheint dieses nicht für angemessen zu finden, denn vom Schlosse aus ver-
lautet nichts, was Prag über seine blutigen Junitage aufklären könnte. Die gefangenen 
Swornostmitglieder sind bis auf einige wieder freigelassen; andere Gefangene werden 
es ebenfalls, nur Graf Büquoy, Villäny und einige andere sind noch in Haft, und eines 
schönen Morgens können wir vielleicht ein Plakat an Prags mauern lesen, nach weichern 
alles auf einem Mißverständnisse beruht habe. Die Operationen des kommandierenden 
Generais lassen ebensowenig auf einen Schutz der Deutschen gegen die Tschechen 
hindeuten; denn anstatt alsdann die deutsehe Bevölkerung durch Aufklärung der Sache 
an sich zu ziehen, die Barrikaden zu nehmen und den „treuen" Bewohnern der Stadt 
Leben und Eigentum zu schützen, räumt er die Altstadt, zieht auf das linke Moldau-. 
ufer und schießt Tschechen und Deutsche zusammen, denn die Bomben und Kugeln, 
welche in die Altstadt flogen, konnten sich unmöglich bloß Tschechen heraussuchen, 
sondern rissen nieder, ohne auf die Kokarde zu sehen. Wo ist also vernünftigerweise 
auf eine slawische Verschwörung zu schließen, wenn die Regierung bis jetzt keine Auf-
klärung verschaffen kann oder will. 

Der Bürger Dr. Göschen aus Leipzig hat eine Dankadresse an den Fürst v. Win-
dischgrätz abgefaßt, welcher der General aber doch ja nicht zu viel Wichtigkeit als 
Ausdruck der Volksstimme beilegen möge. Der Bürger Göschen ist einer von den vor-
sichtigen Liberalen, die nach den Februartagen plötzlich liberal wurden; er ist der 
Antragsteller einer Vertrauensadresse an das sächsische Ministerium, das Wahlgesetz 
betreffend, während ganz Sachsen einen Schrei der Mißbilligung ausstieß, denn ein 
Sechstel seiner Bewohner, und gerade ein Teil der befähigteren Köpfe, verlor sein 
erstes bürgerliches Recht, sein Stimmrecht; er ist einer von denen, die sich im Deut-
schen Vereine entschieden gegen die Zulassung der deutschen Nichtsachsen zur 
Wahl in Sachsen aussprachen, und - hört, welche Doppelzüngigkeit! - kurze Zeit nach-
her dem Vereine der in Sachsen wohnenden nichtsächsischen deutschen Staatsbürger 
zur Wahl eines eigenen Deputierten nach Frankfurt seine ganze Mitwirkung im Namen 
seines Klubs zusagte; kurz, um ihn mit einem Worte zu charakterisieren, er ist der 
Gründer des Deutschen Vereins. Dieser Mann richtet eine Dankadresse an den 
österreichischen General und dankt ihm für den Schutz, den er dem gesamten deut-
schen Vaterlande habe angedeihen lassen. Ich glaube gezeigt zu haben, daß aus dem 
Geschehenen noch durchaus nicht erwiesen ist, inwiefern sich der Fürst v. Windisch-
grätz bis jetzt um das deutsche Vaterland verdient gemacht hat; der Ausgang der Unter-
suchung erst wird es zeigen. Wir wollen daher „den hohen Mut, die kühne Tatkraft, 
die feste Ausdauer" des Generals der Geschichte zur Beurteilung anheimstellen und 
hinsichtlich des Ausdrucks „niedriger Meuchelmord" in betreff des Todes der Fürstin 
nur erwähnen, daß es keineswegs bewiesen ist, daß jene Kugel für die Fürstin be-
stimmt gewesen ist, die die ungeteilteste Achtung ganz Prags besessen; ist es der Fall, 
so wird der Mörder seiner Strafe nicht entgehen, und der Schmerz des Fürsten ist ge-
wiß nicht größer gewesen als der jener Mutter, welche ihre neunzehnjährige Tochter, 
auch ein unschuldiges Opfer, mit zerschmettertem Kopfe hintragen sah. Was den 
Ausdruck der Adresse „tapfere Scharen, die so mutvoll unter Ihrer Führung kämpften" 
betrifft, so bin ich gänzlich mit dem Bürger Göschen einverstanden, denn wenn er wie 



ich gesehen hätte, mit welchem kriegerischen Ungestüm jene „tapferen Scharen" Mon-

tag mittag in der Zeltner Gasse auf die wehrlose Menge einstürmten, so würde er seine 

Ausdrücke viel zu schwach gefunden haben. Ich selbst muß es gestehen, so wehe es 

auch meiner militärischen Eitelkeit tut, daß ich mich, als friedfertiger Spaziergänger 

unter einer Gruppe Frauen und Kinder beim Tempel stehend, samt diesen von 

dreißig bis vierzig k. k. Grenadieren habe in die Flucht schlagen lassen und so kom-

plett, daß ich meine ganze Bagage, d.h. meinen Hut, den Händen der Sieger über-

lassen mußte, denn ich fand es überflüssig zu erwarten, bis die hinter mir in den 

Haufen fallenden Schläge auch mich ereilten, habe aber doch zu bemerken Gelegen-

heit gehabt, daß sechs Stunden später an der Barrikade der Zeltner Gasse dieselben 

k. k. Grenadiere es für gut befanden, eine halbe Stunde lang mit Kartätschen und 

Sechspfündern auf die höchstens mit zwanzig Mann besetzte Barrikade zu schießen 

und dieselbe dann - doch nicht zu nehmen, bis sie gegen Mitternacht von den Ver-

teidigern verlassen wurde. Zum Handgemenge ist es nicht gekommen, außer in ein-

zelnen Fällen, wo die Übermacht auf seiten der Grenadiere war. Graben und neue Allee 

sind, den Verwüstungen der Häuser nach zu urteilen, größtenteils durch Artillerie 

gesäubert worden, und ich lasse es dahingestellt sein, ob es großer Todesverachtung 

bedarf, eine breite Straße von einem Hundert kaum bewaffneter Verteidiger mit 

Kartätschenschüssen zu reinigen. 

Was nun die letzte Rede des Herrn Dr . Stradal aus Teplitz betrifft , nach welchem 

„die Prager Blätter zugunsten fremder Zwecke wirkten", also vermutlich russischer, 

so erkläre ich im Namen der unabhängigen Presse Prags diese Äußerung entweder für 

ein Übermaß von Unwissenheit oder eine infame Verleumdung, deren Absurdität 

aus der Haltung unserer Blätter hinlänglich sich erwiesen hat und erweisen wird. 

Prags freie Presse hat nie eine andere Tendenz als Aufrechterhaltung der Unabhängig-

keit Böhmens und gleiche Berechtigung beider Nationalitäten verteidigt. Sie weiß aber 

sehr wohl, daß die deutsche Reaktion wie in Posen, wie in Italien, einen engherzigen 

Nationalismus heraufzubeschwören sucht, teils um die Revolution im Innern Deutsch' 
lands zu unterdrücken, teils um die Soldateska zum Bürgerkrieg heranzubilden. 



Der Gesetzentwurf über die Aufhebung 
der Feuda!lasten[231] 

[„Neue Rheinische Zeitung" 
Nr. 60 vom 30. Juli 1848] 

** Köln, 29.Juli. Wenn hier und da ein Rheinländer vergessen haben 
sollte, was er der „Fremdherrschaft", der „Unterdrückung des korsischen 
Tyrannen" verdankt^2323, so möge er den Gesetzentwurf über die unentgelt-
liche Aufhebung verschiedener Lasten und Abgaben lesen, den Herr Hanse-
mann im Jahre der Gnade 1848 seinen Vereinbarern „zur Erklärung" zu-
gehen läßt. Lehnsherrlichkeit, Allodifikationszins, Sterbefall, Besthaupt, 
Kurmede, Schutzgeld, Jurisdiktionszins, Dreidinggelder, Zuchtgelder, 
Siegelgelder, Blutzehnt, Bienenzehnt usw. — wie fremd, wie barbarisch klin-
gen diese widersinnigen Namen unseren durch die französisch-revolutionäre 
Zertrümmerung der Feudalität, durch den Code Napoleon[90] zivilisierten 
Ohren! Wie unverständlich ist uns dieser ganze Wust mittelaltriger Leistun-
gen und Abgaben, dies Naturalienkabinett des modrigsten Plunders der vor-
sündflutlichen Zeit! 

Und doch, ziehe deine Schuhe aus, denn du stehst auf heiligem Boden, 
deutscher Patriot! Diese Barbareien, sie sind die Trümmer der christlich-
germanischen Glorie, sie sind die letzten Ringe einer Kette, die sich durch 
die Geschichte hinzieht und dich verbindet mit der Herrlichkeit deiner Väter 
bis hinauf zu den cheruskischen Wäldern! Diese Moderluft, dieser Feudal« 
schlämm, die wir hier in klassischer Unverfälschtheit wiederfinden, sind 
unseres Vaterlandes ureigenste Produkte, und wer ein echter Deutscher ist, 
der muß mit dem Dichter ausrufen: 

Das ist ja meine Heimatluft! 

Die glühende Wange empfand es! 

Und dieser Landstraßenkot, er ist 

Der Dreck meines Vaterlandes ![233^ 



Wenn man diesen Gesetzentwurf überliest, so scheint es auf den ersten 
Blick, als tue unser Minister des Ackerbaues, Herr Gierke, auf Befehl Herrn 
Hansemanns einen gewaltig „kühnen Griff "[234], als hebe er mit einem Feder-
zug ein ganzes Mittelalter auf, und alles gratis, versteht sich! 

Wenn man dagegen die Motive, zum Entwurf ansieht, so findet man, daß 
sie gleich damit anfangen, zu beweisen, daß eigentlich gar keine Feudallasten 
unentgeltlich aufgehoben werden dürfen - also mit einer kühnen Behauptung, 
welche dem „kühnen Griff" direkt widerspricht. 

Zwischen diesen beiden Kühnheiten laviert nun die praktische Schüch-
ternheit des Herrn Ministers behutsam und vorsorglich durch. Links „die 
allgemeine Wohlfahrt" und die „Anforderungen des Zeitgeistes", rechts die 
„wohlerworbenen Rechte der Gutsherrschaften", in der Mitte der „preis-
würdige Gedanke der freieren Entwickelung der ländlichen Verhältnisse", 
verkörpert in der schamhaften Verlegenheit des Herrn Gierke - welche 
Gruppe! 

Genug. Herr Gierke erkennt vollständig an, daß die Feudallasten im all-
gemeinen nur gegen Entschädigung aufgehoben werden dürfen. Damit 
bleiben die drückendsten, die verbreitetsten, die hauptsächlichsten Lasten 
bestehen, oder, da sie tatsächlich durch die Bauern schon abgeschafft waren, 
werden sie wiederhergestellt. 

Aber, meint Herr Gierke, 

„wenn dennoch einzelne Verhältnisse, deren innere Begründung mangelhaft oder deren 

Fortdauer mit den Anforderungen des Zeitgeistes und der allgemeinen Wohlfahrt nicht 

vereinbar ist, ohne Entschädigung aufgehoben werden, so mögen die dadurch Betrof-

fenen nicht verkennen, daß sie nicht allein dem allgemeinen Besten, sondern auch 

ihrem eigenen wohlverstandenen Interesse einige Opfer bringen, um das Verhältnis 

der Berechtigten und Verpflichteten zu einem friedlichen und freundlichen zu gestal-

ten und dadurch dem Grundbesitz überhaupt die Stellung im Staate zu bewahren, die 

ihm zum Heile des Ganzen gebührt". 

Die Revolution auf dem Lande bestand in der tatsächlichen Beseitigung 
aller Feudallasten. Das Ministerium der Tat, das die Revolution anerkennt, 
erkennt sie auf dem Lande dadurch an, daß es sie unter der Hand vernichtet. 
Den ganzen alten Status quo zurückzuführen, ist unmöglich; die Bauern 
würden ihre Feudalbarone ohne weiteres totschlagen, das sieht selbst Herr 
Gierke ein. Man hebt also eine pomphafte Liste von unbedeutenden, nur hie 
und da existierenden Feudallasten auf und stellt die Hauptfeudallast, die sich 
in dem einfachen Wort Frondienste zusammenfaßt, wieder her. 

Der Adel opfert durch sämtliche aufzuhebende Rechte nicht 50000 Taler 
jährlich und rettet dadurch mehrere Millionen. Ja, wie der Minister hofft, 



wird er sich dadurch die Bauern versöhnen und in Zukunft sogar ihre Stim-
men bei den Kammerwahlen erwerben. In der Tat, das Geschäft wäre gut, 
wenn Herr Gierke sich nicht verrechnete! 

Die Einwände der Bauern wären damit beseitigt, des Adels, soweit er 
seine Situation richtig erkennt, ebenfalls. Bleibt noch die Kammer, die Be-
denken der juristischen und radikalen Konsequenzmacherei. Der Unterschied 
zwischen den aufzuhebenden und nicht aufzuhebenden Lasten, der kein 
anderer ist als der zwischen ziemlich wertlosen und sehr wertvollen Lasten, 
muß um der Kammer willen eine scheinbare juristische und ökonomische 
Begründung erhalten. Herr Gierke muß nachweisen, daß die aufzuhebenden 
Lasten 1. eine mangelhafte innere Begründung haben, 2. der allgemeinen 
Wohlfahrt, 3. den Anforderungen des Zeitgeistes widersprechen und 4. ihre 
Aufhebung im Grunde keine Verletzung des Eigentumsrechts, keine Expro-
priation ohne Entschädigung ist. 

Um die mangelhafte Begründung dieser Abgaben und Leistungen zu be-
weisen, vertieft sich Herr Gierke in die düstersten Regionen des Lehnrechts. 
Die ganze, „ursprünglich sehr langsame Entwicklung der germanischen 
Staaten seit einem tausendjährigen Zeitraum" wird von Herrn Gierke her-
aufbeschworen. Aber was hilft das Herrn Gierke? Je tiefer er geht, je mehr er 
den stockigen Schlamm des Lehnrechts aufrührt, desto mehr beweist ihm 
das Lehnrecht nicht die mangelhafte, sondern die vom feudalen Standpunkt 
aus sehr solide Begründung der fraglichen Lasten; und der unglückliche 
Minister setzt sich nur der allgemeinen Heiterkeit aus, wenn er sich abarbeitet, 
das Lehnrecht modern-zivilrechtliche Orakelsprüche ausstoßen, den Feudal-
baron des 12. Jahrhunderts ebenso denken und urteilen zu lassen wie den 
Bourgeois des neunzehnten. 

Herr Gierke hat glücklicherweise den Grundsatz des Herrn v. Patow ge-
erbt: alles was Ausfluß der Lehnsherrlichkeit und Erbuntertänigkeit sei, un-
entgeltlich aufzuheben, alles andere aber nur ablösbar zu lassen.1 Aber glaubt 
Herr Gierke, es gehöre ein größerer Aufwand von Scharfsinn dazu, um ihm 
nachzuweisen, daß die aufzuhebenden Lasten durchschnittlich ebenfalls 
„Ausflüsse der Lehnsherrlichkeit" seien? 

Wir brauchen wohl nicht hinzuzufügen, daß Herr Gierke im Interesse der 
Konsequenz überall moderne Rechtsbegriffe zwischen die feudalen Rechts-
bestimmungen einschmuggelt und im höchsten Notfall immer an sie appel-
liert. Mißt Herr Gierke aber einige dieser Lasten an den Vorstellungen des 
modernen Rechts, so ist nicht einzusehn, warum dies nicht bei allen ge-








